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 Kein Honorar für den vorpreschenden Ar-
chitekten! 

Seit 01.01.2018 sieht das Bürgerliche Gesetz-
buch vor, dass bei Architektenverträgen, bei de-
nen zu Beginn wesentliche Planungs- und 
Überwachungsziele noch nicht vereinbart sind 
(der Kunde noch gar nicht genau weiß, was er 
bauen kann und will), der Planer zunächst eine 
Planungsgrundlage zur Ermittlung dieser Ziele 
zu erstellen hat. Er muss diese Planungsgrund-
lage zusammen mit einer Kosteneinschätzung 
für das Bauvorhaben dem Bauherrn zur Zustim-
mung vorlegen. Dies regelt § 650p Abs. 2 BGB. 

Nach Vorlage dieser Unterlagen hat der Bestel-
ler ein Sonderkündigungsrecht. Dieses Sonder-
kündigungsrecht hat jeder Bauherr, auch der 
gewerbliche. Es erlischt zwei Wochen nach 
Vorlage der Unterlagen, beim Verbraucher in-
des nur, wenn er hierauf bei Übergabe der Un-
terlagen in Textform informiert wurde. Erfolgt 
die Vorlage nicht besteht das Sonderkündi-
gungsrecht fort. 

In einem vom Oberlandesgericht Frankfurt ent-
schiedenen Fall haben die Parteien ausdrück-
lich diese Zielfindungsphase vertraglich verein-
bart und ein pauschales Honorar hierfür festge-
legt. Der Architekt erbringt die Leistungen der 
Zielfindungsphase nur teilweise und legt nur 
eine Kosteneinschätzung vor, eine Planungs-
grundlage erbringt er nicht. Er arbeitet dann 
aber weiter und erbringt Leistungen der Leis-
tungsphasen 2 und 3 (Vor- und Entwurfspla-
nung). 

Im Rahmen der Zielfindungsphase hatte der Ar-
chitekt eine Kosteneinschätzung mit Euro 
950.000,00 genannt, im Zuge der weiteren Pla-
nung erhöhen sich diese Kosten auf Euro 
1.250.000,00. Der Bauherr behauptet, ein 
Budget von Euro 500.000,00 genannt zu ha-
ben. Eine weitergehende Finanzierung be-
kommt der Bauherr nicht und kündigt den Archi-
tektenvertrag. Der Architekt klagt nun auch Ver-
gütung für die Leistungsphasen 2 und 3 ein. 

Die Klage bleibt erfolglos, da der Architekt die 
Planungsgrundlage nicht vorgelegt hat und sich 
auch nicht nach dem Budget des Bauherrn er-
kundigt hat. Damit bestand das Sonderkündi-

gungsrecht des Bauherrn, der Architekt be-
kommt für die über die Zielfindungsphase hin-
ausgehenden Leistungen kein Honorar. 

OLG Frankfurt, Urteil vom 16.05.2022 – 29 U 
94/21 

 Zur Klarstellung: 

Mindestsätze der HOAI 2013 sind zwischen Pri-
vaten (Verbrauchern und Unternehmen) ver-
bindlich. 

Der Bundesgerichtshof hat in der Folge der Ent-
scheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 
14.07.2019, mit der der Europäische Gerichts-
hof festgestellt hat, dass die HOAI gegen euro-
päisches Recht verstößt, nunmehr klargestellt, 
dass die Mindestsätze der HOAI 2013 zwischen 
den Parteien eines Architektenvertrages dann 
verbindlich sind, wenn es sich um Privatperso-
nen handelt (also die öffentliche Hand nicht be-
teiligt ist). Privatpersonen sind auch privatwirt-
schaftliche Unternehmen. 

Damit sind sogenannte Aufstockungsklagen 
(Klagen auf ein höheres als das vereinbarte Ho-
norar) für Architekten, die ihren Vertrag unter 
der Geltung der HOAI 2013 (abgelöst zum 
01.01.2021) geschlossen haben und die - ohne 
Einhaltung der Schriftform - bei Beauftragung 
ein niedrigeres Pauschalhonorar, als sich nach 
den Mindestsätzen der HOAI ergäbe, verein-
bart haben, grundsätzlich möglich. 

Im vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall 
wurde zugleich noch klargestellt, dass sich 
auch bei Umbauten die anrechenbaren Kosten 
zur Ermittlung des Mindestsatzes nach der Kos-
tenberechnung ergeben und, wenn diese nicht 
vorliegt, nach der Kostenschätzung. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 02.06.2022 – VII 
ZR 229/19 

 

 Gekaufte Rezensionen müssen kenntlich 
gemacht werden 

Das OLG Frankfurt hat mit Beschluss vom 
09.06.2022 (6 U 232/21) entschieden, dass 
Amazon gekaufte Rezensionen kenntlich ma-
chen muss. Im Verfahren ging es um das zwi-
schenzeitlich eingestellte Early Reviewer Pro-
gramm (ERP) von Amazon, mit welchem Ver-
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kaufspartnern Kundenrezensionen gegen Ent-
gelt vermittelt wurden. Das Programm sollte da-
bei helfen, frühzeitig Bewertungen für Produkte 
mit wenigen oder keinen Bewertungen zu erhal-
ten. Die Rezension wurden mit einem Hinweis 
"Verifizierter Kauf Early Reviewer-Belohnun-
gen" und dem Link "(Was ist das)" versehen. 
Das Programm gab es zwar nicht in Deutsch-
land, sondern nur in Großbritannien, den USA 
und Japan, allerdings hielten die ERP-
Bewertungen Einzug in die globalen Bewertun-
gen, die auch den deutschen Kunden auf ama-
zon.de angezeigt werden.  

Da eine Offenlegung, ob und in welchem Um-
fang ERP-Bewertungen in das Gesamtbewer-
tungsergebnis eingeflossen sind, fehlte, hat das 
OLG Frankfurt dieses Vorgehen als wettbe-
werbswidrig beanstandet. Hinzu kam, dass Re-
zensenten, die an dem ERP teilnehmen, für ihre 
Teilnahme eine, wenn auch kleine Belohnung 
bekommen. Daraus folgert das OLG, dass sie 
bei der Abgabe ihrer Bewertung nicht frei von 
sachfremden Einflüssen sind und die konkrete 
Gefahr besteht, dass ein nicht zu vernachlässi-
gender Anteil der Teilnehmer sich von der Be-
lohnung veranlasst sehen wird, ein Produkt po-
sitiver zu bewerten, als dies ihrer tatsächlichen 
Meinung entspricht, in der Hoffnung weiterhin 
an dem Programm teilnehmen zu dürfen.  

Bei Bewertungssystemen ist generell darauf zu 
achten, dass diese ausreichend transparent 
sind und insbesondere offengelegt wird, wenn 
bezahlte oder sonst möglicherweise beein-
flusste Bewertungen in das System einfließen.  

OLG Frankfurt, Beschluss vom 09.06.2022 – 6 
U 232/21 

 Vorsicht bei der Rechtswahl in letztwilligen 
Verfügungen 

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 
29.06.2022 entschieden, dass die Wahl engli-
schen Rechts in einem Testament gegen den 
deutschen ordre public verstoßen und daher 
unwirksam sein kann. Im Streitfall war der 1936 
geborene Erblasser britischer Staatsangehöri-
ger und hatte in einem notariellen Testament für 
seine Rechtsnachfolge von Todes wegen das 
englische Recht als Recht seines Heimatstaa-
tes gewählt und die im Verfahren beklagte Per-
son zur Alleinerbin eingesetzt. Dadurch wurde 
sein Sohn enterbt. Dieser hat in dem Verfahren 
Pflichtteilsansprüche geltend gemacht und sich 
darauf berufen, dass die Enterbung nach deut-
schem Recht unwirksam ist. 

Der BGH hat dem Sohn des Erblassers Recht 
gegeben. Denn grundsätzlich ist der Erblasser 
zwar in der Rechtswahl frei und kann insbeson-
dere für die Rechtsfolge von Todes wegen das 
Recht wählen, dem er zum Zeitpunkt der 
Rechtswahl angehörte (Art. 22 EUErbrVO). Al-
lerdings ist die Anwendung des ausländischen 

Rechts nach Art. 35 EURVO ausgeschlossen, 
wenn dies mit dem inländischen ordre public of-
fensichtlich unvereinbar ist. Dies war vorliegend 
aus Sicht des BGH der Fall, weil das englische 
Recht zu der nach deutschem Recht verfas-
sungsrechtlich verbürgten Nachlassverteilung 
in einem so schwerwiegenden Widerspruch 
steht, dass dessen Anwendung im vorliegen-
den Fall untragbar ist. 

Denn im englischen Recht gibt es das Pflicht-
teilsrecht, das in Deutschland als Institutionsga-
rantie dem Bestand des deutschen ordre public 
zuzurechnen ist, nicht. Das Pflichtteilsrecht ist 
eine grundsätzlich unentziehbare und bedarfs-
unabhängige Mindestbeteiligung der Kinder 
des Erblassers an dessen Nachlass und ist 
grundgesetzlich durch die Erbrechtsgarantie 
des Art. 14 Absatz 1 S. 1 und den Schutz der 
Familie in Art. 6 Abs. 1 GG geschützt. Das eng-
lische Recht kennt demgegenüber einen sol-
chen bedarfsunabhängigen und nach festen 
Quoten berechneten Anspruch eines Abkömm-
lings nach dem Tod des Erblassers nicht. Die 
Frage ob vor diesem Hintergrund die Rechts-
wahl englischen Rechts in einer letztwilligen 
Verfügung einen Verstoß gegen den deutschen 
ordre public darstellt, war bis zur Entscheidung 
des BGH umstritten. 

Nach Auffassung des BGH liegt jedenfalls dann 
ein offensichtlicher Verstoß vor, wenn es in ei-
nem solchen Fall einen hinreichend starken In-
landsbezug gibt. Denn nur dann liegt eine offen-
sichtliche Unvereinbarkeit mit der öffentlichen 
Ordnung des Staates des angerufenen Ge-
richts vor. Dies war vorliegend gegeben, da die 
zu schützende Familienbeziehung des Erblas-
sers ihren Mittelpunkt in Deutschland hatte. 
Denn sowohl der Kläger als auch der Erblasser 
haben bzw. hatten ihren gewöhnlichen Aufent-
halt zum Zeitpunkt des Erbfalls in Deutschland, 
der Erblasser bereits seit mehr als 50 Jahren. 
Dort befand sich auch das Vermögen des Erb-
lassers, der Kläger besitzt zudem die deutsche 
Staatsangehörigkeit. 

Folge des Verstoßes gegen den ordre public ist, 
dass die ausländische Rechtsnorm keine An-
wendung findet. Dementsprechend war die Ent-
erbung des Klägers, die nach englischem Recht 
möglich gewesen wäre und danach zu einem 
Entzug des Pflichtteils geführt hätte, unwirksam 
und steht diesem nach der Entscheidung ein 
Pflichtteilsanspruch zu, über dessen Höhe der 
BGH noch nicht zu entscheiden hatte, da es zu-
nächst um die Grundsatzfrage ging, ob der 
Sohn überhaupt Pflichtteilsansprüche geltend 
machen kann. 

Bei der Erstellung letztwilliger Verfügungen ist 
grundsätzlich die Möglichkeit einer Rechtswahl 
zu beachten und gegebenenfalls auch, ob der 
Erblasser durch das ausländische Recht mög-
licherweise eine Besserstellung erlangt, die 
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nach inländischem Recht nicht möglich ist. Wie 
die vorliegende Entscheidung zeigt, ist dabei 
aber auch immer zu berücksichtigen, ob ein er-
heblicher Wertungswiderspruch zum inländi-
schen Recht besteht, weil dann eine Rechts-
wahlklausel im Testament möglicherweise nicht 
die beabsichtigten Folgen hat. 

BGH, Urteil vom 29.06.2022 – IV ZR 110/21 

 

 Streitige Corona-Impfung und die Kosten-
folge 

Es entspricht der gefestigten Rechtsprechung, 
dass die Entscheidung eines sorgeberechtigten 
Elternteiles über eine Impfung des Kindes der 
gemeinsamen Entscheidung bedarf, es sich um 
eine Entscheidung von weitreichender Bedeu-
tung handelt. Ausgangslage für eine Entschei-
dung des OLG Bremen mit Beschluss vom 9. 
Februar 2022 – 5 UF 5/22 war ein Antrag des 
Kindesvaters auf Übertragung der Alleinent-
scheidungsbefugnis zur Vornahme einer 
Schutzimpfung gegen Covid-19 nebst etwaiger 
Folgeimpfungen hierzu. In erster Instanz wurde 
dem Kindesvater insoweit die Alleinentschei-
dungsbefugnis übertragen. Als Kostenfolge 
wurden weiter in der Entscheidung erster In-
stanz die Gerichtskosten hälftig geteilt und be-
stimmt, dass jeder Elternteil eigene Anwalts-
kosten selbst zu tragen hat (Kostenaufhebung). 
Gegen diese Kostenregelung wendet sich der 
in erster Instanz obsiegende Kindesvater und 
macht geltend, nach den bekannten Umstän-
den sowie aufgrund verweigerter Gespräche 
über die Impfung durch die Kindesmutter seien 
dieser die Verfahrenskosten alleine aufzuerle-
gen. 

Die zulässige Beschwerde wurde durch das 
OLG Bremen als unbegründet zurückgewiesen. 
Es wurde insoweit darauf hingewiesen, dass im 
familiengerichtlichen Verfahren zum Sorgerecht 
bzw. Umgang einem Elternteil die alleinigen 
Kosten nur aufzuerlegen sind, soweit dieser 
durch ein "grobes Verschulden Anlass für das 
Verfahren gegeben" hat. Von Seiten der Kin-
desmutter/Antragsgegnerin wurde bestritten, 
dass diese außergerichtlich nicht gesprächsbe-
reit gewesen sei. Es wurde weiter auf unge-
klärte Langzeitfolgen einer Impfung verwiesen, 
nach dem Tatbestand hatte das Kind selbst 
keine Meinung in Bezug auf die Impfung. Auf 
dieser Grundlage waren aus Sicht des OLG 

Bremen die Voraussetzungen für eine abwei-
chende Kostenregelung, Belastung nur einer 
Seite, nicht gegeben. Obwohl nach der gefes-
tigten Rechtsprechung in Bezug auf Schutzimp-
fungen die Entscheidung erster Instanz von 
vornherein abzusehen war, entspricht die bei-
derseitige Kostenbelastung der üblichen Praxis 
auf Grundlage der gesetzlichen Regelung in 
Bezug auf Verfahren im Bereich des Umgangs 
und Sorgerechts. 

Beschluss OLG Bremen vom 09.02.2022 – 5 
UF 5/22 

 

 Geschlechtsneutrale Anrede als ver-
pflichtende Auswahlmöglichkeit bei Online-
Formularen 

Das OLG Frankfurt hat mit Urteil vom 
21.06.2022 (9 U 92/20) über ein Online-Formu-
lar der Deutschen Bahn entschieden, in wel-
chem Kunden bei der Fahrkartenbestellung 
zwingend zwischen der Anrede als "Herr" oder 
"Frau" wählen mussten. Hiergegen hat eine 
Person nicht-binärer Geschlechtszugehörigkeit 
wegen einer Benachteiligung nach dem AGG 
geklagt. 

Das OLG hat einen Verstoß gegen § 19 AGG 
bejaht. Danach ist eine Benachteiligung aus 
Gründen unter anderem des Geschlechts und 
der sexuellen Identität insbesondere beim Ab-
schluss eines Vertrags im Massengeschäft 
grundsätzlich unzulässig. Zwar wird die kla-
gende Person vorliegend nicht deswegen be-
nachteiligt, weil ihr ein Vertragsschluss gar nicht 
angeboten wird, die Benachteiligung liegt aus 
Sicht des Gerichts aber darin, dass der Vertrag 
von dieser nicht geschlossen werden kann, 
ohne eine falsche Angabe in dem vorgesehe-
nen Eingabefeld zu machen, welche der eige-
nen geschlechtlichen Identität nicht entspricht. 
Vor diesem Hintergrund hat das OLG der Klage 
stattgegeben, aber der Bahn eine Umstellungs-
frist eingeräumt und diese erst ab 01.01.2023 
verpflichtet, es zu unterlassen, die klagende 
Person dadurch zu diskriminieren, dass sie bei 
der Nutzung ihrer Angebote zwingend eine An-
rede als Herr oder Frau angeben muss. Außer-
dem wurde die Bahn zur Zahlung einer Ent-
schädigung in Höhe von EUR 1.000,00 verur-
teilt. 

Die Entscheidung betrifft nicht ausschließlich 
den Vertragsabschluss im Internet, dort sind 
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aber natürlich etwaige Verstöße leichter auf-
findbar. Auch wenn es eine abschließende Klä-
rung durch den BGH nicht gibt, ist im Hinblick 
auf die Entscheidung des OLG Frankfurt damit 
zu rechnen, dass es häufiger zu vergleichbaren 
Verfahren kommt. Anbieter, die bislang nur die 
Möglichkeit eröffnet haben, in ihren Formularen 
zwischen der Anrede Herr oder Frau zu diffe-
renzieren, sollten entweder auf die Anrede ver-
zichten oder zukünftig eine geschlechtsneutrale 
Anrede (zum Beispiel "Divers") ergänzen. 

OLG Frankfurt Urteil vom 21.06.2022 - 9 U 
92/20 

 

 Nebenkosten für das kaufmännische und 
technische Management sowie für Verwal-
tung und Betreuung 

Mit einem von uns erstrittenen Urteil vom 
29.03.2022 – 3 U 118/20 – hat das Brandenbur-
gische Oberlandesgericht entschieden, dass 
ein Mieter Anspruch auf Rückzahlung der für 
das "kaufmännische und technische Manage-
ment“ sowie die "Verwaltung und Betreuung“ 
auf ihn umgelegten Nebenkosten hat, die sich 
im konkreten Fall für mehrere Jahre auf immer-
hin mehr als EUR 150.000,00 netto beliefen. 
Das Oberlandesgericht führt aus, dass die im 
Mietvertrag enthaltene entsprechende Klausel, 
wonach der Mieter "die Nebenkosten für das 
Gesamtobjekt (ohne Beschränkung auf die in 
der Betriebskostenverordnung aufgeführten 
Kosten, aber diese gleichzeitig voll erfassend)", 
insbesondere auch die Kosten für "kaufmänni-
sches und technisches Management, Verwal-
tung und Betreuung .... einschließlich der Ge-
stellung und Unterbringung des hierfür erforder-
lichen Personals (einschließlich üblicher Perso-
nal Neben- und -zusatzkosten) sowie der erfor-
derlichen Sachaufwendungen“ zu tragen habe, 
unwirksam ist, da diese Formularklausel gegen 
das Transparenzgebot des § 307 Abs. 1 S. 2 
BGB verstößt. 

Verwender Allgemeiner Geschäftsbedingungen 
sind nach Treu und Glauben verpflichtet, 
Rechte und Pflichten der Vertragspartner mög-
lichst klar und durchschaubar darzustellen. 
Dazu gehört auch, dass Allgemeine Geschäfts-
bedingungen wirtschaftliche Nachteile und Be-
lastungen soweit erkennen lassen, wie dies 
nach den Umständen gefordert werden kann 
(BGH, Urteil vom 10.09.2014, XII ZR 56/11, 

NJW 2014, 3722). Maßgeblich für die Beurtei-
lung der Transparenz einer Vertragsklausel 
sind die Erwartungen und Erkenntnismöglich-
keiten eines durchschnittlichen Vertragspart-
ners des Verwenders (das ist in der Regel der 
Vermieter) im Zeitpunkt des Vertragsschlusses. 
Dabei sind Allgemeine Geschäftsbedingungen 
nach ihrem objektiven Inhalt und typischen Sinn 
einheitlich so auszulegen, wie sie von verstän-
digen und redlichen Vertragspartnern unter Ab-
wägung der Interessen der normalerweise be-
teiligten Kreise verstanden werden (vgl. BGH 
Urteil vom 23.02.2011, XII ZR 101/09, juris Rn. 
10). 

Dies zugrunde gelegt ist die vorstehend zitierte 
Klausel insgesamt nach § 307 Abs. 1 S. 1, 2 
BGB unwirksam. Zwar kann der gewerbliche 
Vermieter nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs Kosten der "Verwaltung“ des 
Mietobjekts grundsätzlich auf den Mieter umle-
gen und ist auch eine Umlage von "Kosten der 
kaufmännischen und technischen Hausverwal-
tung“ des Mietobjekts in der Regel hinreichend 
bestimmt im Sinne von § 307 Abs. 1 S. 2 BGB, 
weil zur Ausfüllung des Begriffs der Verwal-
tungskosten auf die im wesentlichen überein-
stimmenden Definitionen in § 1 Abs. 2 Nr. 1 Be-
triebskostenverordnung und § 26 Abs. 1 der II. 
Berechnungsverordnung zurückgegriffen wer-
den kann. Dass diese Regelungen für die Ge-
schäftsraummiete nicht einschlägig sind, steht 
ihrer Heranziehung als Hilfsmittel zur näheren 
Bestimmung der umlegbaren Kosten nicht ent-
gegen (BGH Urteil vom 09.12.2009, XII ZR 
109/08, BGHZ 183, 299 ff. Rn. 24; BGH Urteil 
vom 26.09.2011, XII ZR 112/10, juris Rn. 25). 
Eine Klausel, die eine Umlage der Kosten eines 
Centermanagers oder die "Kosten für das Ma-
nagement“ eines Einkaufszentrums vorsieht, ist 
jedoch intransparent, da sie nach dem Wortlaut 
nicht nur Tätigkeiten der Hausverwaltung, son-
dern sogar die Anwalts-, Steuer- und Unterneh-
mensberatung des Vermieters im Zusammen-
hang mit der Objektvermietung umfassen kann, 
nach Grund und Höhe unbestimmt ist und den 
gewerblichen Mieter aus diesem Grund unan-
gemessen benachteiligen. Die Anwendung ei-
ner solchen Klausel kann auch nicht auf einen 
wirksamen Teil (Verwaltungskosten) reduziert 
werden (BGH a.a.O; OLG Düsseldorf Urteil vom 
21.07.2011, 27 U 153/10, WuM 2012, 203). 
Wenn vorliegend der Begriff "kaufmännisches 
und technisches Management“ verwendet wird, 
könnte man diesen allenfalls dann im Sinne ei-
ner "kaufmännischen und technischen Haus-
verwaltung“ verstehen, wenn nicht, wie hier, zu-
sätzlich noch die Kosten der "Verwaltung und 
Betreuung“ umgelegt werden sollen. Dass der 
Begriff der "Verwaltung“ neben dem "Manage-
ment“ verwendet wird, zeigt hingegen, dass zu-
sätzlich zu den Verwaltungskosten andere, 
nicht mit der eigentlichen Hausverwaltung ver-
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bundene "Management“-Kosten umgelegt wer-
den sollen, deren Art und Umfang aus den ge-
nannten Gründen für den Mieter nicht transpa-
rent sind. Ebenso intransparent ist der Begriff 
der "Betreuung“ des Objekts, denn es ist nicht 
ersichtlich, welche zusätzlichen Kosten davon 
erfasst und angefallen sein sollen (vgl. das 
ebenfalls von uns erstrittene Urteil OLG Dres-
den, Urteil vom 17.11.2017, 5 U 153/17, Seite 
13). 

Die Intransparenz der dargestellten Regelung 
bezieht sich vorliegend auch auf die Abrech-
nung der daneben aufgeführten "Verwaltungs-
kosten“. Zwar trifft es zu, dass der Bundesge-
richtshof den Begriff der Verwaltungskosten 
grundsätzlich als hinreichend transparent an-
sieht, soweit zu seiner Ausfüllung deren gesetz-
liche Definition in § 1 Abs. 2 Nr. 1 Betriebskos-
tenverordnung herangezogen werden kann. So 
liegt der Fall hier aber gerade nicht, weil die 
mietvertragliche Formularklausel ausdrücklich 
regelt, dass die Abrechnung der vereinbarten 
Nebenkosten ihrem Umfang nach – und damit 
auch mit Blick auf den Umfang der Verwal-
tungskosten – nicht auf die in der Betriebskos-
tenverordnung aufgeführten Kosten beschränkt 
sein solle und die Kosten der Verwaltung auch 
entsprechend umfassender definiert, indem da-
von auch die Kosten "der Gestellung und Unter-
bringung des hierfür erforderlichen Personals 
(einschließlich üblicher Personalneben- und -
zusatzkosten) sowie der erforderlichen Sach-
aufwendungen“ mit erfasst sein sollen. Um wel-
che "üblichen“ Neben- und Zusatzkosten es 
sich in diesem Zusammenhang handelt, wird im 
Rahmen des Mietvertrags allerdings nicht wei-
ter definiert, sodass sich die entsprechende Re-
gelung ihrerseits als intransparent erweist. Für 
eine teilweise Aufrechterhaltung der entspre-
chenden Formularklausel (vgl. dazu BGH, Urteil 
vom 26.09.2012, 12 ZR 112/10, juris Rn. 27) ist 
vor diesem Hintergrund kein Raum. 

Keinen Erfolg hatte der Vermieter mit seinem 
Argument, die Mieterin könne sich nicht auf die 
Intransparenz der Klauseln berufen, da es sich 
bei der Mieterin um einen bundesweit agieren-
den "Immobilien-Profi“ handle. Dieser Gesichts-
punkt ist rechtlich unerheblich, denn auch aus 
der Sicht eines mit Gewerbemietverträgen ver-
trauten Geschäftstreibenden ergibt sich kein 
weitergehendes Verständnis der Vertragsklau-
seln, abgesehen davon, dass bei der Ausle-
gung von Formularklauseln generell allein auf 
die Erwartungen und Erkenntnismöglichkeiten 
eines durchschnittlichen Vertragspartners des 
Verwenders abzustellen ist. Verstöße gegen 
das Transparenzgebot entsprechen zudem 
nicht den Gepflogenheiten des Handelsver-
kehrs im Sinne von § 310 Abs. 1 S. 2 BGB und 
führen daher auch gegenüber einem Unterneh-
mer zur Unwirksamkeit Allgemeiner Geschäfts-
bedingungen. Dies gilt auch dann, wenn der mit 

den Geschäftsbedingungen konfrontierte Un-
ternehmer eine bedeutende Marktstellung inne-
hat, aufgrund derer er von vornherein hätte ver-
suchen können, andere Vertragsbedingungen 
auszuhandeln (BGH Urteil vom 26.09.2012, XII 
ZR 112/10 Rz. 11; NJW 2012, 54 Rn. 16; 
ebenso Landgericht Potsdam in einem von uns 
erstrittenen Urteil vom 20.10. 2020, 51 O 38/19, 
Seite 9). Denn die Verantwortung für den Inhalt 
von Allgemeinen Geschäftsbedingungen liegt 
bei dem Klauselverwender (vgl. BGH Urteil vom 
26.09.2012, XII ZR 112/10 a.a.O). 

Unerheblich war ferner, dass der Vermieter die 
Tätigkeiten des Centermanagers, des Deputy 
Managers, des Marketingmanagers und der 
Chefsekretärin nachträglich transparent ge-
macht hat, indem er die Stellenbeschreibungen 
für diese Mitarbeiter vorgelegt hat. Auch inso-
weit ist nämlich auf die dem Vertragspartner 
des Verwenders im Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses erkennbaren tatsächlichen Verhält-
nisse abzustellen (BGH Urteil vom 10.09.2014, 
a.a.O) und nicht auf spätere Erläuterungen, aus 
denen sich im Übrigen nicht zwingend ergibt, 
dass sich die abgerechneten Tätigkeiten der 
entsprechend eingesetzten Personen im Rah-
men der jeweiligen Stellenbeschreibung hält. 

Brandenburgisches Oberlandesgericht, Urteil 
vom 29.03.2022 – 3 U 118/20 

 

 Kollision bei Spurwechsel und Ausparkvor-
gang 

Durch den Bundesgerichtshof war in einem Ur-
teil vom 8. März 2022 – VI ZR 1308/20 in einer 
nicht seltenen Konstellation über die Haftungs-
verteilung aufgrund eines Verkehrsunfalls zu 
entscheiden. Das Kläger-Fahrzeug war zu-
nächst in einer Parkbucht am Fahrbahnrand ge-
parkt, dies neben der öffentlichen Straße mit 
zwei Fahrspuren je Fahrtrichtung. Das Beklag-
ten-Fahrzeug näherte sich zunächst auf dem 
linken Fahrstreifen, hat dann einen Wechsel auf 
den rechten Fahrstreifen durchgeführt. Es kam 
zur Kollision der Fahrzeuge während des Fahr-
streifenwechsels und des Ausparkvorganges, 
das Kläger-Fahrzeug hatte die Parkbucht teil-
weise verlassen, stand mit der linken Front auf 
dem rechten Fahrstreifen. 

Die Vorinstanzen hatten eine Haftungsquote 
von 50 % der jeweiligen Entscheidung zu-
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grunde gelegt. Auf die hiergegen gerichtete Re-
vision wurde das Berufungsurteil aufgehoben 
und zur erneuten Entscheidung zurückverwie-
sen. Zunächst wurde, in Übereinstimmung mit 
den Vorinstanzen, ein Verstoß des Fahrers des 
Kläger-Fahrzeuges als Verursachungsbeitrag 
festgestellt, dies gemäß § 10 S. 1 StVO, dem 
höchsten Sorgfaltsmaßstab im Falle eines An-
fahrens vom Fahrbahnrand. Dagegen wurde 
durch den Bundesgerichtshof für den Fahrer 
des Beklagter-Fahrzeugs kein Verstoß gegen § 
7 Abs. 5 S. 1 StVO, einem Fehler beim Fahr-
streifenwechsel, als Beitrag zum Unfallgesche-
hen gewertet. Der Bundesgerichtshof hat inso-
weit entschieden, dass nach Historie und Sys-
tematik die Schutzfunktion des § 7 Abs. 5 S. 1 
StVO sich nur andere Verkehrsteilnehmer des 
„fließenden Verkehrs“ bezieht, nicht auch an-
dere Personen betrifft. Aus Sicht des Bundes-
gerichtshofs war lediglich ungeklärt, ob zulas-
ten des Fahrzeugführers des Beklagten-Fahr-
zeuges ein Verstoß gegen das Rücksichtnah-
megebot, § 1 Abs. 2 StVO vorliegt, in die Abwä-
gung der Verursachungsbeiträge einzubezie-
hen ist, weshalb die Entscheidung aufgehoben 
und die Sache an die Berufungsinstanz zurück-
verwiesen wurde. 

BGH, Urteil vom 08.03.2022 – VI ZR 1308/20 

 

 Zum Anspruch auf Abberufung des Verwal-
ters 

Ein Anspruch eines einzelnen Eigentümers auf 
Abberufung des Verwalters besteht nur dann, 
wenn die Ablehnung der Abberufung aus objek-
tiver Sicht nicht vertretbar erscheint, wie der 
Bundesgerichtshof entschieden hat. Die Ände-
rungen des Wohnungseigentumsgesetzes zum 
01.12.2020 haben an diesem Anspruch nichts 
geändert. Nicht vertretbar bedeutet, wenn in der 
Gesamtschau allein die Abberufung dem Inte-
resse der Gesamtheit der Wohnungseigentü-
mer nach billigem Ermessen entspricht, führt 
der BGH in den Urteilsgründen aus. Dabei sind 
alle Umstände des Einzelfalls und alle gegen 
den Verwalter erhobenen Vorwürfe zu prüfen. 
Zu berücksichtigen ist im Rahmen der Prüfung 
des Kriteriums der Unvertretbarkeit zum einen, 
dass die Entscheidung der Mehrheit der Eigen-
tümer respektiert werden muss und zum ande-
ren aber auch der Schutz der Minderheit gebo-
ten ist. Bei dieser vorzunehmenden Gesamt-
schau der Umstände des Einzelfalls können 

schwerwiegende Verstöße die Unvertretbarkeit 
der Abberufung eher naheliegen, während bei 
leichten Verfehlungen möglicherweise eher be-
rücksichtigt werden kann, inwieweit in Zukunft 
eine Besserung zu erwarten ist. Auch länger zu-
rückliegende Geschehnisse können berück-
sichtigt werden. Denn ein neuer Vorfall kann ei-
nen alten in einem neuen Licht erscheinen las-
sen. Auch kann ein länger zurückliegender Vor-
fall im Rahmen einer Gesamtwürdigung mit wei-
teren späteren Vorfällen, "das Fass irgendwann 
zum Überlaufen bringen", so der BGH. Die glei-
chen Grundsätze gelten auch bei der Beantwor-
tung der Frage, inwieweit die Kündigung des 
Verwaltervertrages verlangt werden kann. 

Seit der Reform des Wohnungseigentumsge-
setzes ab dem 01.12.2020 kann der Verwalter 
jederzeit abberufen werden, entgegenstehende 
Regelungen in der Gemeinschaftsordnung sind 
unwirksam geworden, so der BGH. Wird der 
Verwalter abberufen, endet der mit ihm ge-
schlossenen Vertrag spätestens 6 Monate nach 
seiner Abberufung. Auch insoweit entgegenste-
hende Vereinbarungen im Verwaltervertrag 
sind unwirksam geworden, wie ebenfalls vom 
Bundesgerichtshof entschieden. 

Der Bundesgerichtshof stellt damit klar, dass 
auch nach neuem Recht ein einzelner Eigentü-
mer einen Anspruch auf Abberufung eines Ver-
walters haben kann und sich damit nicht immer 
der Mehrheitsentscheidung beugen muss. All-
gemeingültige Maßstäbe, wann ein solcher An-
spruch besteht, liefert der Bundesgerichtshof 
allerdings nicht. Es kommt wie so oft auf die 
Umstände des Einzelfalles an. 

BGH, Urteil vom 25.02.2022 - V ZR 65/21 
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